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Lu;ern< Samstag

No. W.
den 30. Wlntermonat

1833.

SchWeàrische Mirchen^eitung,
herausgegeben von einem

Katholischen vereine.
Wenn der Hausvater wußte, zu welcher SNinde der Dieb käme, wurde er gewiß wachen und sein Haus nicht untergraben

lassen. MÄth. 2i,-tZ.

Bericht und Anträge der am 11. Juni M
Großen Rathe des Kantons St. Galle'.? er
nannten Neuner-Kommission in kirchlichen
Dingen.

l S ch l u 5.

Die Handlungen nun, in welchen die Kommission ein-
stimmig eben so viele Eingriffe in unsere Verfassung und
die Rechte des Staates sieht, und die mit der Suspension
eine und dieselbe Kette von Versuchen bilden, sich über
Staat und Gesetz zustellen, sind urkundlich belegt, folgende:

1) Bekannt ist seit 1831 das Streben unserer kathol.
Geistlichkeit nach der von den Konzilien in Konstanz und

Basel, ja auch von dem Tridcntinischen und sogar in der

Bulle von 1823 anbefohlenem alljährlichen Synode aller
Geistlichen des Bisthums; bekannt, daß so zu sagen alle

Kapitel einmstthig den gleichen Zweck wollten; daß sie die

geachtetsten Dekane, bejahrte Männer deS untadelhaftesten

.Rufes an ihre Spitze stellten, und sich, die Freiheit der

Verfassung und die Stimmung der ganzem Zeit benutzend,

am 11. Okt. 1831 in Bruggen und am 27. u. 28. Horn. 1832

in Lichtensteig durch KapitelSausschusse versammelten, wo

sie mit aller Würde und allem Anstünde sich über die Art
und Weise, wie der Hr. Bischof zu bewegen sei, besprachen.

Die Kuria dagegen, welche schon am 29. Äugst. 1831 es

höchst übel genommen, daß die Regiunkel Rapperswyl,
das Petitionsrecht ausübend, sich an den Gr. Rath gewandt,

erließ am 19. März 1832 jenen Drohbrief, der seither den

Namen lssulminutorium (Vlitzbrief) erhalten hat, worinn
die zwei Versammlungen Klubbs (convemicmlu) gescholten

und als offener Ungehorsam ausgelegt worden. Das Schrei-
ben erklärt die Verhandlungen null und nichtig. Schrei-
ben oder Abgeordnete werde man nicht annehmen, und

Jenen, welche bischöfliche Kommissäre waren, wurde unter
Verlurst ihres Amtes, den Dekanen aber unter Srafe der

Suspension verboten, eine solche Versammlung zusammen

zu rufen, ja sogar ihr beizuwohnen. Ja es gieng so weit,
unter Gehorsamspflicht die Oeffentlichmachung- dieses oder

anderer Schreiben des Bischofs oder General-Vikars zu

untersagen, die Dekane dafür verantwortlich zu erklären,

und ebenfalls- die Kirchenstrafen anzudrohen. Wahrhaft
ein vollendeter Versuch, jeden Rest von priesterlicher Frei-
heit, jeden Gedanken an Behauptung uralter Rechte im
Mutterleibe zu todten!

2) Als 1832 der Schulrath von Rapperswyl bei der'

damaligen ErziehungSraths-Kommission um Schutz einkam,
weil eine Anzahl mißleiteter Menschen es zu erzwingen
suchte, daß nach früherer, aber seit geraumer Zeit auf-
gehobener Uebung die Schulkinder nach 3 stündigem Ler-
nen Nachmittags noch mit den Lehrern in die Kirche ge-

hen und dort den Rosenkranz abbeten und daS lateinische
Salve keAllla absingen helfen, und als die Erziehungsbe-
Horde sich auf das Bestimmteste erklärte: daß die Eltern
eben so wenig zum Schicken der Kinder verpflichtet werden

können, als von ihr aus die Lehrer zu so was verpflich-
tet werden, maßte sich die Kuria an, am 14. Dez. eine
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Verordnung an den Verwaltungsrath zu erlassen, wann
und wie dieser Rosenkranz abgehalten werden solle, wo-

durch der Erlaß der einzig kompetenten Behörde kassirt war.
3) Am gleichen 14. Dez. erließ die Kuria, als der

damalige katholische Administrationsrath mit Abgeordneten
des evangelischen Erziehungsrathes die Errichtung e iner ge-

meinsamen Schullehrer-Bildungsanstalt berieth, an diese

Behörde nicht etwa nur eine Mahnung, die Interessen der

Konfession zu wahren, sondern „eine unbedingte Verwah-

rung", ja sogar „eine Protestation auf das Feier-
lichstc", was die gesetzliche Kompetenz dieser Behörde über
den Haufen werfen würde.

4) Ungeachtet des Art. 10. des konfessionellen Gesetzes

vom 29. Nov. 1831, und der ausdrücklichen Aufforderung
wurden alle Verordnungen, so wie die Fastenmandate nie

zu gehöriger Zeit dem Kl. Rathe Übermacht, so daß das

Plazet nie zugleich mit publizirt werden konnte.

5) Im Suspensionsdekret vom 8. März 1833 wird
nicht etwa blos die gehaltene Predigt verdammt, sondern

mit ausdrücklichen Worten, „die Beilagen" mit, und das

gedruckte Werk „verboten." Es ergiebt sich sogar, daß

von den 8 Sätzen nur 4, und auch diese nur zum Theil
in der Predigt selbst, über die Hälfte aber in den nie von
der Kanzel gepredigten, also nie gelehrten, Beilagen ent-

halten sind. P Hiemitist Verfassung und Gesetz eingebrochen.

0) Nach ausgesprochener Verdammung, durch ein

Aktenstück, das die Kuria selbst Dekret nennt, wurde
weder dem Dekan des Verurtheilten eine Anzeige gemacht,
noch der obersten Staatsbehörde, deren Angehörigen, de-

ren Angestellten und Bürger es betraf, die ihn zu schützen

bat, die in jedem erlassenen Strafakt soll prüfen können,
ob nicht ein Bürger gekränkt, ein Gesetz verletzt wird, die

geringste Meldung gemacht. Man that, als sei kein Staat
in St. Gatten und verletzte schon dadurch die dem Gesetze,

der Verfassung und dem Staate selbst schuldige Achtung
in hohem, und in Monarchien unerhörtem Grade.

7) Noch mehr. Nach jedem Kirchenrechte ist, abge-

sehen vom blos Kirchlichen der Seelsorgsgewalt, der Be-
sitz der Pfründe, des Sitzes und Einkommens eine rein
staatsrechtliche Sache. Auch zieht sonst die bloße Suspen-
sion den Pfründeverlust nicht nach sich. ab
cu'c? « 5,-/?<-/,7W no// 10. cks

est st?«/?. 15. 49. ck« /!. /. in 1</.) LzlHiLnn'o
«ü <?/cllns us? tvmRkra est me/'s eroksKas-

/ià-e. (Die Suspension von der Weihung allein
ist eine bloße Kirchenstrafe; geht sie aber auf das Einrom-
men, so wird sie zur Zivilstrafe.) Deßwegen müssen in

ch der 3, 4, e u. 7.

letzterm Falle in Monarchien weltliche Richter mit konkurri-

ren. 235 §. 3. 482 §. 3. Die Kuria
aber, obfchon der Verwaltungrath in Rapperswyl sogleich

am 1!). die Pfründe mit einem Vikar versorgte, und also

das Einschreiten des Ordinariats unnöthig wurde, maßte
sich an, am 27. einen Vikar aus sich und ohne Willen des

Kollators zu ernennen, ja ihm das Einkommen der Spital-
Pfründe anzuweisen.

Der Verwaltungsrath Protestnote am 2. April feier
lich gegen jeden Eingriff in sein altes Kollaturrecht, und

bat am 5. die Regierung um Staatsschutz. Am 15. be-

hauptete das Ordinariat mit Berufung auf das Konzilium
zu Trident nochmals daS Recht, ohne Zuthun deS Kolla

tors, Vikare ernennen zu können, wie die Kuria früher,
aber mit schlechtem Erfolg, die katholische Administration
hatte belehren wollen, alle Kollaturen seien Sache des

Bischofes. Der Verwaltungsrath protestirte am 20. von

Neuem, und am 22. beschloß der Kl. Rath, nach vernom-

menem Départemental-Bericht und Gutachten und Bele-

sung aller Akten, die Sache vor den Er. Rath zu bringen,
und bis zu dessen Entscheid dem Suspendirten das Ein-
kommen in allen Theilen zu lassen, — gegen welchen Be-
schluß sich 3 von den katholischen Kleinräthen zu Protokoll
verwahren zu müssen glaubten.

8) Am 29. Äugst 1831 erließ die Kuria jenes be-

rühmte Kreisschreiben an alle Pfarrer und Seelsorger,
worin sie das Volk gegen das seit dem 27. Juli, als»

seit 33 Tagen promulgirte Organisationsgesetz geradezu

ausregte, indem sie den 84. Artikel (der noch jetzt mit glei-

chen Worten im Gesetze steht, ohne daß es dem Volke re

eingefallen wäre, ein Veto zu ergreifen) eine unmäßige
Ausdehnung der weltlichen Gewalt in rein geistli-

chen Angelegenheiten nennt.

Aber noch auffallender ist die Erscheinung, daß im

gleichen Schreiben mit ausdrücklichen Worten die Pfarrer
angewiesen werden, daß die (von der Regierung auf die

konkordats - und verfassungswidrige Weigerung der Kuria
hin anbefohlene) Verknndung paritätischer Ehen durch den

Wcibel „als durchaus ungültig und zwecklos, vom Pfarrer
nicht könne gestattet werden, und demzufolge dieser

durch klare und zudringliche Darstellung des Unkirchlichcn

einer solchen Handlung selbe nach Kräften verhindern
müsse.

Wahrhaft man wird versucht zu glauben, es sei eine

planmäßige Probe angestellt worden, wie weit Geduld oder

Schwäche gehen werden.
9. Diesem Systeme gemäß, obwohl Konstanz über

solche Verkündungcn und Einsegnungen mit dem Staate
konkordirt; obwohl 1821 der katholische Gr. Rath diese

Konkordate nochmal in Kraft erklärt; obwohl die neue Ver-
fassung solche Ehen gewährleistet und Chur sie nie ur-
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kundlich aufgehoben, war den katholischen Geistlichen von

jeher nicht nur die Einsegnung, sogar die Verkündung un-

tersagt, und die Staatsbehörde erschöpfte sich vergebens

Zähre lang mit schleppenden Korrespondenzen. Es gab

Pfarrer, welche sogar die Herausgabe von Taufscheinen zu

gemischten Ehen verweigerten, und der Bürger, den es

traf, mußte außer seiner Kirche die Handlung begehen, die

zu den heiligsten im Leben gehört, während er ringsum in

katholischen Bisthümern solche Ehen durch katholische Pvie-
ster ruhig einsegnen sah.

10. Am 7. Juni dieses Jahres endlich, nachdem der

Kl. Rath dem Gr. Rathe das Schutzgesuch des Hrn. Fuchs

durch Votschaft, vom 1. übermittelt hatte, erschien, ver-

bunden mit einigen fanatischen und aufhetzenden Broschü-

reu, deren einige die Kuria durch ihren Pedell den Groß-

rathen zustellte, und in Einklang mit Unterschriftensamm-

lung in mehrern katholischen Gemeinden nicht ohne Mit-
wissen der Kuria, und unter Ausstreuungen, welche die öf-

fentliche Ruhe gefährdeten, das Schreiben an den Gr. Rath

unterzeichnet von Generalvikar Aemilian Hafner und Ak-

tuar r« unter dem obenan stehenden Titel; „Ver-
wahrung, weil solch ein Treiben (die Bittschriften um

Schutz) die Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche Gottes

und ihre uneingeschränkte Regierung gefährde." Es wird

sogar mit,, bedenklichen Folgen" gedroht, welche „unschwer

zu errathen" seien, wenn die Staatsbehörde sich in dieses

Geschäft einmische. Weder die Suspension selbst noch die

Frage über das Einkommen gehöre vor die Weltlichen,
und das Ordinariat „verwahre die Freiheit und Unabhän-

gigkeit der Kirche gegen alle Maßnahmen, die den Bischof
a!S bloS konfessionelle Behörde betrachten und der Staats-
behörde unterordnen könnten; indem wir die Regie-

rung der Kirche, die vermöge göttlicher Einrichtung dem Bi-
schofe obliegt, als eine freie, unabhängige und nur dem

römischen Papste, als höchstem Kirchenhaupte unter-
worsens und verantwortliche erklären, bekennen und

behaupten. Wir verwahren uns endlich auch vor allen

Folgen, welche die allfälligen Schlußnahmen des Gr. Ra-

sthes für die Kirche sowohl, als für die Ruhe der kath.

Kantonsbürger nach sich führen könnten."

Zn der in St. Gallen bei Brentano verlegten und

gedruckten Broschüre: „Die Rechte des Bischofs in rein

geistlichen Dingen, der Staatsgewalt gegenüber, welche

die Kuria durch ihren eigenen Pedell verbreiten liep, wird

den Großräthen zugerufen: „Beginnet euer Tagewerk mit

Gerechtigkeit und weisem Sinne! Ihr werdet euch nicht

bethören lassen durch die trügerischen Redensarten jener,

die eine Verderben drohende Spaltung unter den sonst ru-

higen Bürgern unseres Vaterlandes hervorgerufen, alle

seine Verhältnisse verwirrt haben, und nun eine unglück-

liche Spaltung auch auf das Gebiet der Kirche übertra-
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gen möchten!" Und am Schluße: „Sollte es geschehen,

daß die Staatsgewalt den Versuch wagte, einen verirrten
Priester in Schutz zu nehmen u. s. w. so wäre es auch

dem katholischen Volke möglich, seinerseits die Wechselwir-
kung mit einem antichristlichen Staate aufzuheben, und es

möchte sich bei diesem Experiment das Wort crwahren:
Wer an den Stein stößt, den wird er zerschellen, und auf
wen er fällt, den wird er zerschmettern." — Die Kommis-
sion ist der Ansicht, daß diese Stelle keiner Erläuterung
bedarf.

Nach einer reifen, durch mehrere Sitzungen fortge-
setzten Berathung, bringt Ihnen nun die Kommission fol-
genden, in Allem bis auf den 7. Punkt deS Beschlusses

völlig einmüthigen Antrag.
Der Gr. Rath des Kantons St. Gallen

In Erwägung.
1) daß es zwar nicht Sache des Staates sei, sich als

solcher in das Kirchliche, in so weit es auf Glaubensleh-
ren Bezug hat, einzumischen, —

2) daß aber in einer Reihe ofsiziel vorliegender, mit
der Suspension enge verwobener Akten und Handlungen
der Kuria, so wie in dem in neueren Staaten beispiellosen

Nichtachten, ja gänzlichen Ignoriren der obersten Behör-
den in der gegenwärtigen Suspensionssache, eine in hohem

Grade staatsgefährliche Tendenz an den Tag komme: unter
der Geistlichkeit jede Regung und jeden Gedanken an kirch-
licheS Fortschreiten zu unterdrücken, —

so wie durch wiederholtes Entgegenhandeln den Get
setzen, den bisherigen kirchlichen Konkordaten und Rechten,
ja der Verfassung, —

durch öffentliche Erlasse an Geistlichreit und Korpora-
tionen, sogar aufreihende Verwahrungen an die oberste
Landesbehörde selbst,

dem Staate gegenüber eine Stellung anzunehmen, de-

ren Duldung mit der verfassungsmäßigen Pflicht des Gr.
Rathes, wie mit den unzweifelhaften Interessen des Volkes
und mit der Ehre und Freiheit einer selbstständigen Nation
gleich unverträglich wäre,

3) daß in Folge der Suspension ein Eingriff in die

Kollaturrechte der Gemeinde Rapperswyl und dadurch eine

Verletzung von Rechten, die unter dem Schutze des Staa-
tes stehen, verübt worden ist,

4) daß die Verurtheilung und das Verbot einer öf-
fentlichen Druckschrift, ohne daß der Prediger während 8
Monaten zur Verantwortung gezogen worden wäre, die

Verfassung verletzt, und eines der heiligsten Rechte des

Bürgers, das Aeußern seiner Ueberzeugung durch den

Druck, zu vernichten suchte

beschließt:
1 Der Gr. Rath erklärt in Bezug auf 3, 4, 5 und 0 des

Gegenwärtigen die Handlungsweise der bisherigen



Kuria als gesetz-und verfassungswidrig und als staatS-

gefährlich.

Z) Er bezeugt derselben darüber sein crnsteS Mißsallen
und fordert sie auf, die begangenen Eingriffe in Ver-
fassung, Gesetz und -in die Rechte der einzelnen Bür-
ger und Korporationen auf geeignetem Wege zurück-

zunehmen, und zwar -.

) daS Umlaufschreiben vom 16. März 1832 an die

Dekane und Kommissarien, worin die Tbeil-
nähme an Versammlungen zur Besprechung kirch-

licher Angelegenheiten und die Benutzung der

Presse unter Androhung von Kirchcnstrasen den

katholischen Geistlichen untersagt wird;

) die Weisung vom 14. Dezember 1832 an den

VerwaltungSrath von RapperSwyl über den Be-
such deS AbendrosenkranzeS durch Schulkinder

und Lehrer, entgegen dem Bescheid der einzigen

.kompetenten ErziehungSrathSkommission;
<?) die „feierliche Protestation" der Kuria vom 14.

Dezember 1832 an den Administrationsrath, ge-

gen die Errichtung einer gemeinsamen Schulleh-

rerbildungSanstalt im Kanton;
st) daS KreiSschrciben vom 29. August 1821 an alle

Pfarrer und Seelsorger, worin die gesetzliche

Kompetenz der Gemeindsbehörden in Hivsicht

auf Sonntagsarbeiten bestritten, und die Geist-

lichen aufgefordert werden, die Verkündung von

gemischten Ehen zu verhindern.

Z) Er fordert sie ferner auf:
a) Für jede Verordnungen und Kundmachungen, dc-

ren der Art. 10 deS Gesetzes vom 29. Nov. 1831

erwähnt, in gehöriger Frist daS obrigkeitliche

Plazet einzuholen.

!i) Den katholischen Pfarrämtern zu befehlen, ge-

mischte Ehen in gleicher Form zu verkünden und

einzusegnen, wie die Ehen von Genossen einer

und -derselben Konfession.

4. Die Gemeinde RapperSwyl bleibt bei Ausübung ihres

KollaturrechteS geschützt.

5) Der Kl. Rath wird für genaue Handhabung aller

Rechte deS Staates sorgen, erhält, bei seiner Ver-
antwortlichkeit Auftrag und unbedingte Vollmacht,
im Falle sich ereignender Widersetzlichkeit auf der Stelle
die geeigneten Straf-und Zwangsmittel umzuwenden.

6) Der Kl. Rath ist beauftragt, die unter der bischöfl.

konstanzischen Verwaltung erschienenen und mit dem

Plazet versehenen kirchlichen Verordnungen und Kund-

machung einem genauen Untersuche zu unterwerfen,

und für deren unbedingte Handhabung zu sorgen, so-

fern sie nicht mit ausdrücklicher Zustimmung deS Staa-
teS zurückgenommen oder aufgeboben sind, oder end-

lich nicht dcrmaligen in Kraft bestehenden gesetzlichen

Bestimmungen zuwiderlaufen.
7) Zn Betracht der sormwidrigen Prozedur durch Be-

urtheilung einer Druckschrift, mit Umgehung der

Staatsbehörde und deS ordentlichen Richters, und
der statt gefundenen Eingriffe in daS Benesizium und

Kollaturrecht, ist die gegenwärtige geistliche Oberbe-

hörde gehalten, die Suspension vom Priester AloyS
Fuchs aufzuheben.

(Eine Minderheit von drei Mitgliedern hat diesem Antrage nicht
heigWflichtct.)

8) Die Verwahrrmg vom 7. Iunis letzten Jahres an
den Gr. Rath wird als die der Verfassung und den

LandeSbehörden schuldige Ehrfurcht verletzend, den

Unterzeichnern in naturn zurückgesandt.

St. Gallen, am 6. Wintermonat 1833.

Im Namen der Kommission.

Der Berichterstatter:
Dr. Henne.

Kirchliche Nachrichten.
St. Gallen. Unter der ironischen Aufschrift: „Der

St. Galler furchtloser Kampf für ihre kirchliche
Selbstständigkeit", theilt der Erzählerden Beschluß mit,
durch welchen am 19. Nov. daS s. g. katholische GroßratkS-
kollegium, die unterm 28. Okt. betretene Bahn rasch ver-
folgend, ein Attentat auf die eidlich garantirte Freiheit der
katholischen Kirche gewagt hat, die jeden Katholiken empö-
ren muß. Er ist in seinem vollen Wortlaute folgender:

„DaS katholische Großrathskollegium deS
KantonS St. Gallen, auf den Bericht deS Administra-
tionSratheS, daß daS provisorische Domkapitel, — statt
mach dem Art. 6 des Beschlusses vom 28. Okt. 1833, aus
einem ihm gemachten dreifachen Vorschlag einen BiSthumS-
Verweser zu ernennen, — die Wahl eineS KapitelSvi-
karS vorgenommen und dazu einen Geistlichen bezeichnet

hat, der dem Kapitel nicht vorgeschlagen worden ist;
in Erwägung, daß daS Domkapitel durch diese getroffene
Wahl unverholen seine Ansicht kund gegeben hat, die Wil-
lenSmeinung der gesetzlich bestehenden Stellvertreter deS

katholischen Volkes unbeachtet lassen zu dürfen; — in Er-
Wägung, daß eS eine höchst dringliche Nothwendigkeit ist,
für die Leitung der kirchlichen Angelegenheiten einen Bis-
thumsvcrweser für den Mholischen LantonStheil zu bestel-

len; — in Betrachtung, daß in Hinsicht auf die Kapita-
lien, Grundzinse und Liegenschaften, welche zur bischöflichen
Dotation angewiesen worden sind, so wie wegen daheriger
Rechnungsstellung, wegen der bischöflichen Wohnung und
wegen deS Unterhaltes einiger Domkapitularen annoch ver-
schiedene, den Beschluß vom 28. Oktober d. Z. ergänzende
Verfügungen und Anordnungen erforderlich werden, be-
schließt: Art. 1. DaS provisorische Domkapitel, wie sol-
cheS auS residirenden und nicht residjrenden Kapckularen



774

dermal noch besteht, ist als aufgehoben und aufgelöst er-
-klärt. Art. 2. Die von dem Kapitel getroffene Wahl des

Herrn Zoh. Nepvmuk Zürcher zum KapitelSvikar ist als
ungültig erklärt. A rt. 3. Der Administrationsrath ist be-

-auftragt, gegenwartigen Beschluß dem bisherigen Domka-
pitel für sich und zu Handen dcS Herrn Zürcher mitzuthei-

den und im Wcitcrn daS 'Ansuchen an den Kleinen Rath
zu richten, sowohl die Kundmachung der Wahl deö Hrn.
Zürcher als KapitelSvikar, als auch dem Herrn Zürcher
selbst jede Ausübung der ihm von dem Domkapitel über-
tragenen Funktionen hochobrigkcitlich zu untersagen. Art. 4.

Zn 'Abänderung deS Art. 0 deS Beschlusses vom 28. Okt.
d. 2. wird das Großrathskollegium selbst und sogleich aus
der Geistlichkeit deS KantonS einen ViSthumSverweser
wählen, welcher Seiner Heiligkeit dem Papste zur Vestäti-
gung gebührend präscntirt werden soll. Dem BiSthumS-
Verweser ist, nebst anständiger freier Wohnung, ein fähr-
licher Gehalt von 1500 Gulden ausgesetzt, oder eS wird,
insofern derselbe ein anderwärtigeS mit benannter Stelle
.pereinbarlicheS Benesizium besitzt, sein Einkommen bis auf
die Summe von 1500 Gulden erhöht. Dieser BiSthumS-
Verweser hat sich zwei geistliche Räthe und einen Sekretär
auS dem KleruS deS KantonS zu wählen, welche Gewählte
jedoch dem katholischen Administrationsrath genehm sein

müssen und von dem letztern ihre Entschädnisse erhalten.
Art. 5. Der 'Administrationsrath ist beauftragt, daS Ar-
chiv der bisherigen bischöflichen Kurie einSweilen sogleich

zu seinen Handen zu nehmen. Art. 0. Es sollen die sei-

ner Zeit dem Hrn. Bischof zu selbsteigener Verwaltung
übergebcnen Grundzinse, wie auch die Liegenschaften unge-
säumt zu Handen deS allgemeinen katholischen KorporationS-
ssondeS zurückgezogen und demselben wieder einverleibt wer-
den. Das Gleiche soll auch geschehen mit den verbrieften
Kapitalien, welche dem Bischof noch nicht ausgehändigt
waren, von denen aber der Administrationsrath dem Herrn
Bischof bis dahin die Zinsen abreichte. Art. 7. Demzufolge
ist der bisherige Herr Verwalter und bischöfliche Hofkaplan
a Porta aufzufordern, unverzüglich genaue und spezifizirte
-Rechnung zu stellen, wobei genau auszuscheiden komme,
waS noch in die ErbSmasse deS Herrn Fürstbischofs, und
waS an den katholischen allgemeinen Fond falle. Art. 8.

Nach liquidirtcr Rechnung ist Herr a Porta sogleich seiner
.Funktion als Verwalter und damit jeder Verhältnisse zur
St. Gallischen katholischen Korporation entlassen. Art. 9.
ES sollen alle Schlüssel zur bischöflichen Wohnung sogleich

zu Handen des Administrationsrathes und damit auch die

Wohnung selbst zu dessen freier Disposition zurückgestellt
werden. Art. 10. Herr a Porta hat vom Sterbetag deS

Herrn Fürstbischofs an bis zum Rechnungsabschluß täglich
2 Gulden Gehalt zu beziehen. Auch wird derselbe während
dieser Zeit seine bisherige Wohnung behalten. Art. 11.

Jene Domherren, ehemalige Stift-St. Gallische Kapitu-
laren, welche weder Pfarrer sind, noch eine sonstige Anfiel-
lung haben, werden bei ihrer gesetzlichen Pension (von 500 fl.)
belassen und dem bisherigen Generalvikar, Herrn Aemjlian

Hafner, überdies eine Zulage von fährlichen 200 Gulden
verabfolgt. Sie haben aber ihre bisherigen Wohnungen
binnen 4 Monaten zu räumen. Art. 12. Der Admini-
strationSrath ist beauftragt, die zur Ausführung des gegen-
wärtigen Beschlusses erforderlichen Verfügungen zu treffen,
so wie auch diesen Beschluß in amtlicher Fertigung dem
Kleinen Rathe zu Handen deS Staates mitzutheilen und
die Sanktion deS Gr. Raths einzuholen." So der Beschluß.

Vorgeblich warnte Falk: die bischöfliche Gewalt sei

mit dem Tode deS Bischofs auf daS Kapitel, nicht auf die

weltliche Behörde übergegangen; die Großräthe seien vom
Volke nicht beauftragt, die Kirchenfreiheit umzustürzen,
sondern aufrecht zu erhalten; Eid und Pflicht gestatten
nicht, einem solchen Beschlusse beizustimmen; solche Gewalt-
streiche erinnern an den Nationalkonvent in Frankreich.
Vergeblich bemerkte Reutti: der Beschluß vom 28. Okt.,
auf den man sich berufe, bedürfe selbst, nach dem Urtheile
deS Kl. Raths, der Sanktion deS allgemeinen Gr. RathS;
daS Kollegium maße sich eine kirchliche Gewalt an, die eS

nicht besitze; eine förmliche Trennung werde herbeigeführt;
man baue auf, waS wieder werde und müsse eingerissen
werden; daS Volk werde durch angebotenen Kirchenraub
sich nicht blenden lassen und seine Stimme erheben; der

Papst könne und werde nicht nachgeben; er habe die Gesetze

der Kirche aufrecht zu halten. Vergeblich bewies Eich-
müller: die Folge eines solchen GewaltstreicheS sei Anar-
chie in Kirche und Staat; Unheil und Elend könne nicht
ausbleiben. Vergeblich erklärte Va um g artn er von MörS-
wyl: wer Hierarchie und kanonisches Recht nicht achte,
habe aufgehört ein Katholik zu sein.

Die Mehrheit deS Kollegiums ließ sich von Henne,
Bärlocher, Weder, Vaumgartner— und an ihrer
Spitze Helbling, „einer auS der Zahl der Priester" —
zu einem Gewaltstreiche hinreißen, der dem als Vorbild
angeführten GewaltSstrciche deS schismatischen Kaisers
vvn Rußland gegen den Bischof von Krakau wirklich ganz
gleich kommt, mit dem Unterschiede, daß der Schismatiker
doch die bischöfl. Dotation nicht schmälerte.

Am 20. Abends wurde zur Wahl eines BiSthumSver-
wefcrS geschritten, deren Ergebniß nach dem Freimütigen
folgendes ist:

(Stimmende 77), 1) Dr. Bärl-ocher 1 St. *) 2) Pfr.
Hogh in Wyl 1 St. 3) der bisherige Generalvikar Hafner
1 St. 4) Pfr. Fuchs in Rapperswyl 1 St. 5) AloyS FuchS
1 St. 0) Rektor Federer 1 St. 7) Dekan Wölfle 2 St.
8) Dekan Schmid in St. Fiden 12 St. S) Dekan und
Domherr Vlattmann in BernhardSzell 14 St. 10) Domherr
und ErziehungSrath Johann Nepomuk Zürcher, aus
Menzingen, Kanton Zug, 41 Stimmen. Dieser ist somit
erwählter Verweser deS ehemaligen Ordinariats St. Gallen,

'"0 Der Freimütige nennt dieß „Scherz"; wir finden aber, daß,
wenn die weltliche Behörde zu deleairen berechtigt »st, auch
em Weltlicher Delcgirtcr sein könnte. Und wenn Pfarrer
Steiger über das Mililärweseu rcferirt, warum sollte nicht
allenfalls auch em Oberst das Bisthum verwesen? Dadurch
wurde, wie die Luzernerzeitung richtig bemerkt, die Vollkvm-
wenhett herbeigeführt - in der Karrikatur.
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und der seit 4823 stillschweigend angeschlossenen Sarganser-
lander, Gamser, Gasterer und Seebezirkler.

Es fragt sich, ob Herr Domberr Zürcher diesen ver-
dächtigen Stroh kränz, den ihm die s. g. kathol. Groß-
rathe geflochten, um seine Schläfe winden werde oder nicht.

Die St. Galler-Zeitung, sonst unerschöpflich im Lobe
des kath. Großrathskollegiums, bemerkt über diese Wahl:
„Heute hatte der kathol. Gr. Rath wegen der gestern den

Römlingen angethanen Affronte moralischen Katzen-
jammer, und bemühte sich mit wahrer Teufeismühe, die

gestrige Schacherei mit der bösen Frau Kuria wieder gut
zu machen, und zu zeigen, er habe denn doch kein so ver-
stocktes Herz, der Herkules sitze wieder am Spinnrocken,
und habe für jetzt nicht Zeit, sich mit dem Augiasstalls
etwas zu schaffen zu machen und noch weniger der bösen

Hydra etwas am Zeuge zu flicken. Daß ich's einmal her-
aus habe, Papier mach' es wie viele Leute, schäme dich

nicht, werde nicht roth! Der von der Kuria gewählte Herr
Zürcher ging auch aus der Urne des Gr. Rathes siegreich

hervor, und somit wurde die erste sträfliche Wahl unserer
Camarilla ratifizirt. Es bemühten sich aber auch gar viele

Herren, sonst unter verschiedenen Standarien fechtend,
dem Gr. Rathe das Ei aus jenein Neste unter den Hintern
zu legen, daraus der neue Kukuk unseres Frühlings hervor-
gehen soll."

Zn diesem cckeln Tone fährt der würdige Historiograph
einer solchen Vebörde fort und schließt endlich mit dem

Dudclsack-Liedlein:
„Auf, kneipet euer träges Spiel,
Besingt die tauben Eier;
Tmllirum, larum, Löffelstiel,
Trallirnm, larum, Leier."

Nicht viel feiner sind die Bemerkungen des Erzählers:
„Die Wahl kommt uns vor wie die Sourdine auf der
Geige. Es wäre Irrthum zu glauben, die Nuntiatur höre

„nun weniger gut, welches Tänzchen in St. Gallen gespielt
„wird. — Rom wird Hrn. Zürcher nur als Kapitels-
„Vikar anerkennen, durch das Kollegium ist ihm aber jedes

„Funktioniren als Kapiltclsvikar untersagt. Der Gewählte
„muß sich erklären; ein Mittendurch zwischen Nuntiatur
„und Kollegium ist undenkbar."

— Zn der Sitzung vom 19. beschloß das s. g. kath.
Kollegium auf Antrag des sogenannten kath. Administra-
tionsrathes, das Priesterscminar der Leitung der kirchlichen
Behörde zu entziehen. Ueber den Eintritt eines Kandidaten
entscheidet eine von' der weltlichen BeHorde aufgestellte Exa-
minationskommission, so daß ohne ihren Willen kein Kan-
didat aufgenommen und keiner abgewiesen werden
dürfte. Auch die Unterrichtsgegenstände werden von der
weltlichen Behörde festgesetzt, die natürlich auch die Auf-
ficht über die Hausordnung und die Lehrweise zu führen
hat. Die Wahl des Regens kommt zwar dem Bisthums-
Verweser zu, er muß aber von der weltlichen Behörde ge-
nehmiget werden. Das alles nennen sie kirchliche Freiheit!

— Zn der Sitzung vom 20. wurde der Antrag: 10,000
Gulden von der bischöfl. Dotation abzulösen und zu „bes-

fern Zwecken" zu verwenden an den Erziehungsrath gewic-
sen und die letztere Behörde wurde auch beauftragt, die

Verordnung wegen Ehedispensen zu revidiren.
— Zn einem Rundschreiben vom 18. d. M. an sammt-

liehe Geistliche ertheilt die Regierung den bestimmten Bc-
fehl, (man sagt auf dringendes Begehren des s. g. katho-
lischen Administrationsraths), keinerlei, von geistlichen Ve-
Horden herrührende Kundmachungen, Verordnungen, Um-
(aufschreiben oder sonstige Erlasse, welche das obrigkeitliche
Plazet nicht erhalten haben, sie mögen gedruckt oder ge-
schrieben sein) dem Volke mitzutheilen oder sonst zu ver-
breiten, bei Verantwortung und unnachsichtlicher Straf-
einteitung.

Also darf an das katholische Volk von St. Gallen
Jedermann reden, nur der geistliche Obere, und namcnt-
lich der allgemeine Vater der Gläubigen, der Stellvertreter
Zesu Christi auf Erden, nicht? Und diesen totalen Despo-
tismus nennen die Leute „kirchliche Freiheit"

Luzern, 23. Novcmb. Zn der heutigen Sitzung des

Gr. Raths erstattete der Kleine Rath, dem früher erhal-
tcnen Auftrage gemäß, umständlichen Bericht über das

Fröbel'sche Erziehungsinstitut in Willisau, gegen welches
Volk und Geistlichkeit in vielen Bittschriften sich verwahrt
hatte, und stellte den Antrag : dasselbe unter den bisherigen
Bedingungen fortbestehen zu lassen, dem Landkapitel und
der Landgemeinde Willisau aber aufs Neue die allerhöchste

Mißbilligung wegen ihres Begehrens auszudrücken. Wir
werden auf diesen, wie uns scheint, aus der Feder des

Herrn Eduard Pfyffer geflossenen Bericht, der Alles
enthält, waS sich für ein solches Institut sagen läßt, später

zurückkommen, und berichten diesmal nur Einiges aus der

Großräthlichen Diskussion.

Gegen den Antrag des Kleinen Raths und also gegen
den Fortbestand dieser von Protestanten geleiteten Erziehungs-
Anstalt kämpfte vorzüglich Hr. Ludwig Si grist von

Menznau, mit religiösem Ernste, gründlich und klar. Zhn,
gegenüber erhob sich für die protestantische Schule Hr.
Kasimir Pfyffer. Nachdem er die im Berichte schon

angeführten Gründe nochmal wiederholt hatte, nahm er
seine Zuflucht zu einem sehr gewöhnlichen Kunstgriffe ge-

übter Advokaten; den von Sigrist aufgestellten Grundsatz:

„In einem rein katholischen Staate kann die Erziehung
„der Zugend unkatholischen Lehrern nicht anvertraut wer-

„den, ohne die Religion des Staates zu gefährden", ver-
wechselte er sophistisch in einen andern, den Niemand auf-
gestellt hatte, und den Niemand vertheidigen kann, in den:

„Die Katholiken müssen sich von den Protestanten ganz
„ausscheiden und trennen", — und leitete nun aus diesem

unterstellten Satze alle absurden Folgerungen ab, die sich

aus demselben ableiten lassen; z. B. daß man jüngst der

Tanz meifterin, die ihren Unterricht anerbot, die Er-
laubniß auch hätte verweigern müssen, weil sie nicht katho-
lisch gewesen; daß man mit Protestanten ferner nicht korrc-
spondiren dürfte u. f. >v- Das; ein sentimentales Publikum,



777 778

das die einfache Maschinerie nicht durchblickte, vor den

Folgerungen, die aus der unterstellten Behauptung hervor-
krochen, höchlich crschrack, last sich begreifen.

Eben so leicht hatte Herr Amrhyn, trotz seines an-
scheinenden Ernstes, die Ausgabe sich gemacht; denn Jeder-
mann weiß, wie leicht es hält, von der „Religion der
Liebe", von den hl. Pflichten der Geistlichkeit, von der
nothwendigen Eintracht zwischen Staat und Kirche mit
großer Beredsamkeit zu sprechen, ohne auf diesem Gemein-

platze sonderlich zu riskiren. Indessen gab er doch auch

eine Blöße, die dem Scharfblicke des folgenden Redners
nicht entging. Er behauptete nämlich: die gegen die pro-
testantische Schule eingereichten Verwahrungen, deren Un-
Urschriften — nach Weglassung der vielen an Jnformalität
leidenden — sich etwa auf 1799 belaufen, drücken nicht
den Volkswillcn aus, und zudem müssen die Großräthe nach

eigener Ueberzeugung handeln; er (Hr. Amrhyn) wurde
sich z. V. bei dem Küßnachterzuge durch 3900 Unterschrift
ten nicht haben abhalten lassen, zu thun, was er damals
gethan habe.

Dagegen bemerkte nun Wendeli n Kost: daß die Auf-
Hebung der protestantischen Schule zu Wiliisau im Willen
des Volkes liege, sei schon aus den eingereichten Verwah-
rnngen einleuchtend, und wenn die Herren Großräthe die

Entscheidung dieser Frage, wie bei der Bundesurkunde, der

Abmehrung des Volkes überlassen wollten, so würden sie

einen eben so mathematisch richtigen Beweis hierüber er-
halten, wie damals. Wolle man aber den Grundsatz auf-
stellen, daß der Große Rath seine sogenannte bessere Ueber-
zcugung, gegenüber dem ausdrücklichen Willen des so

feierlich als Souverän erklärten Volkes, geltend machen
dürfe, so stelle man damit den alten Aristorratismus voll-
kommen wieder her. Die Aristokraten von 1814 pflegen
sich auch auf ihre sogenannte bessere Ueberzeugung zu be-

rufen; man soll dem Volk nicht Anlaß geben, zu sagen: Die
Aristokraten haben gewechselt, die Aristokratie ist geblieben.
Uebrigens stimme er nicht gegen den Fortbestand der Er-
ziehungsanstalt in Willisau, nur sollen an derselben tat ho-
tische Lehrer angestellt werden.

Nach diesem Angriff auf die Aristokraten von 1814

erhob sich Hr. Eduard Pfyffer, der auch diesmal wie-

der, wie bei der Abberufung des Hr. Professors Widm er,
am Vorabende in Luzern eingetroffen war. Aber wahr-
scheinlich müde von den Anstrengungen der Reise, fiel er
auf eine sehr unglückliche Vergleichung. Sie war folgende:
„Jedermann Halle den Pilalus für einen Schwächling,
weil er dem Judenvolke, das mit wildem Gebrüll den

Tod Jesu verlangte, endlich nachgegeben; solche Schwäche
sott der Große Rath nicht zeigen u. s. w. Wir begreifen

nicht, wie Hr. E. Pfyffer das Volk des Kantons Luzcrn
mit den „Juden", die Aufhebung der protestantischen

Schule mit der „Kreuzigung Jesu", die gesetzmäßige

Ausübung des Potitionsrechtes mit dem wilden fanatischen

„Eebrülle", und endlich die Stellung des Großen Raths

mit der des „heidnischen Landpslegers" vergleichen
konnte.

Nach dieser Erinnerung an Pilatus ergriff Hr. Alt-
schultheiß Rüttimann das Wort, erinnerte, daß er auch

früher für die Einführung des protestantischen Gottesdicn-
ftes gestimmt, daß er, um konsequent zubleiben, auch für
die protestantische Schule stimme u. s. w. Was aber die

Mißilligung von Seite dor obersten Behörde an die Bitt-
stcller anbetreffe, so rathe er, davon abzustehen; — eine

Milde, welche Hrn. Kas. Pfuffer aufs Neue in Harnisch
brachte.

Nachdem Hr. Koch von Nuswyl noch getadelt, daß

die Vertheidiger des Instituts sich immer wieder auf die

Autorität des Hochw. Hrn. Dekan Si grist von Woblhu-
sen berufen, obgleich derselbe die Mißbilligung einer solchen

Anstalt in einer öffentlichen Schrift P unumwunden ausgc-
sprechen habe, kam es endlich über die Frage: ob ter
Große Rath, in Erwägung, daß das Fröbel'sche Institut
weder der Verfassung noch irgend einem Gesetze widerspreche,
über die Petitionen zur Tagesordnung schreiten und sowohl
dem Landkapitel als der Landgemeinde die Mißbilligung
aussprechen wolle, zur Abstimmung und zwar, auf Antrag
der Herren Kost und Koch von RuSwyl, durch Namens-
aufruf, wodurch uns möglich geworden, dem kath. Volke
die Namen derjenigen Großräthe bekannt zu machen, welche

standhaft auf der Forderung beharrtcn, daß die protestait-
tische Schule in Willisau aufgehoben werden solle.

Es sind folgende: Anton Felder von Schüpfheim, Wende-
lin Kost von Buchrein, Mathias Läser von Gifikon, Jost
Räber von Ebikon, Ludwig Gut von Hochdorf, Jak. Ester-
mann von Römerschwyl, Anton Meuer von Sulz, Järkob

Hüsler von Hildisrieden, Joseph Wandeler von Nottwyl,
Balthasar Estermann von Hildisrieden, Jakob Bühlmann
von Neuenkirch, Johann Achermann von Oberkirch, Aloys
Schmidlin von Ruswyl, Joh. Koch von Ruswyl, Ludwig
Sigrift von Mcnznau, Johann Kronenberg von Willisau,
Job. Wechsler von Luthern, Jos. Vonmoos von Groß-
dietwyl, Johann Gut von Roggliswyl, Anton Schmid von
Schüpfheim, Franz Schmid von Schüpfheim, Joh. Glanz-
mann von Efcholzmatt und Jak. Koch von Romoos. Die
übrigen Anwesenden stimmten für den Fortbestand der prote-
ftantifchen Schule. Herr Lustenberger von Haßle hatte
sich unmittelbar vor der Abstimmung entfernt.

Run kam ein Antrag des Hrn. Sigrist von Menz-
nau zur Sprache, dahin gehend, daß vom Gr. Rathe dem

Kleinen die Mißbilligung wegen der Wahl des H. Pfarrers
Christoph Fuchs an die Stelle des Hrn. Widmers
möchte ausgesprochen werden.

Hr. Amrhyn glaubte die Sache kurz abzuthun, in-
dem er den Hrn. Sigrist zur Angabe der Gründe eines
solchen Antrages aufforderte und ihm bemerkte: es sei ia

Aloys FuchS, der die verurtheilte Predigt gehalten und
darum suspendirt worden sei. Allein Hr. Sigrist erwi-

") „Einige Worte über das Fröbel'sche Institut zu Willisau."
Luzern, bei Gebrüdern Räber 18ZZ.
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derte: er habe das langst gewußt, daß der Pfarrer Chri-
stop h Fuchs nicht der Professor Aloys Fuchs sei, und
daß Aloys die vcrurtheilte Predigt gehalten; Christoph
aber die Predigt herausgegeben und sich feierlich zu allen
in ihr enthaltenen Grundsätzen bekannt habe; und da ihn
der Kleine Rath dennoch an die Stelle des Hrn. Widmers
zum Professor der Theologie ernannt, so verdiene er dar-
um die Mißbilligung.

Zur Zeit der Wahl, bemerkte Hr. Amrhyw, ftien
die Verumständungen noch nicht gewesen, wie dermalen;
der Kleine Rath babe davon keine Notiz nehmen können.

Hr. Sigrist erwiderter er habe schon im Heumonat, also

lange vor der Wahl, in öffentlichen Blattern gelesen, daß

Christoph Fuchs sich zu Grundsätzen bekenne, Ne von der
Kirche verurtheilt seien; die gleichen Blätter haben später
berichtet: daß der Hochw. Bischof von Solothurn gegen
diese Wahl ein Schreiben an den Kl. Rath eingereicht, —
daß Christ. Fuchs an dem Widerrufe der Kaprtelsgeistlich-
keit von Utznach keinen Antheil genommen, --- daß über
die fragliche Schrift endlich sogar das höchste Kirchenàr-
Haupt die Verdammung ausgesprochen habe, und dennoch
sei die getroffene Wahl seither im Kantonsblatte ausgekün-
digt worden.

Eduard Pfyffer: Auf Zeitungen könne man nicht
geben; im Kanton Luzcrn lese man den Waldstätterboten,
die berüchtigte Kirchenzeitung, Blätter einer Par-
tei, und dann den Eidgenossen, der freilich etwas Anderes
fei; Christoph Fuchs sei ein in jeder Hinsicht ausgezeichne-
ter Mann; das Vsrdammungsurthebl des Papstes
gegen die fragliche Schrift sei vom Großen Rathe
in St. Gallen bereits zurückgewiesen; er (Eduard
Pfyffer) trage darauf an, die Sache zur Berichterstattung
an deu Kl. Rath zurückzuweisen, was auch beliebte.

Hierauf bemerkte.Hr. Dr. Adolph v. Hertenstein:
Zn der Kirchenzeitung habe man die Akten über die Abbe-
rufung des Hrn. Widmer gelesen; diese Akten müssen rich-
tig sein, sonst hätte die Regierung mit einem Preßprozcsse
nicht zurückgehalten; nach diesen Akten stehe der Kl. Rath
mit sich selbst inr auffallendsten Widerspruche; er ertheile
nämlich denr Hrn. Widmer das Lob ausgezeichneter Ver-
dienste um das Erziehungswescn, und enferne ihn dennoch
wider dessen erklärten Willen vom theologischen
Lehrstuhle; wenn andere Ursachen obwalten, soll man sie

ehrlich aussprechew; er verlange auch darüber einen Be-
richt vom Kl. Rathe auf die nächste Versammlung (dcw
16, deS folgenden Monats). Auch dieser Antrag beliebte.

Kein so gutes Glück hatte ein fernerer Antrag des
Hrn. Sigrist von Mcnznau, der eine Abänderung und
Verschärfung des Preßgesetzes verlangte, indem der ärger-
lichste Mißbrauch der Presse obwalte. Zm ganzen Kantone
habe die Freichrechung eines Artikels im Eidgenossen, be-
titelt: „Stimme aus der Wüste" von «Veite des Appel-
lationsger. großen- Unwillen und Kummer hervor gebracht.

Kasimir Pfyffer entgegnete: die Richter haben nicht
auf den fanatischen Haufen zu schauen; der fragliche Arti-
kel im Eidgenossen sei unschuldig und enthalte nichts ge-

gen die Religion ; ob man etwa gab darauf antragen wolle,
das Appellationsgericht mit Männern zu besetzen, die an-
dcrc Begriffe von der katholischen Religion haben u. s. w.

Der Antrag wurde mit44 gegen 28 Stimmen verworfen.
Am Schlüsse der Sitzung wurde, auf Antrag des Hrn.

Ludwig Schnyder von Sursee unddesHrn.Staatoraths
Eduard Pfyffer, ein Beschluß gefaßt, der weit wichtiger
ist,, als er beim ersten Anblicke zu sein scheint; es wurde
nämlich dem Kl. Rathe in Auftrag gegeben: zu einer
allfälligew Konferenz Behufs der Anschließung des Kantons
St. Gallön an das Bisthum Basel Hand zu bieten, und
bei dew daherigen Unterhandlungen auf Er rich tun g eines
Metr opolitan-Verbandes vorzüglich bedacht zu
nehmen. Man wird sich erinnern, daß-im Eidgenossen
Jemand den Racks gab, nach dem Beispiele des s. g. ka-

thoiischen Eroßrathskollcgiunls von St. Gallen auch die üb-

rigon Bisthümer in der Schweiz provisorisch zu erklä-
ren und zu behandeln. — „Schbafet nun und ruhet! !"

Bern. Der Bischof von Basel soll den bijchvfl. Pro-
Vikar Hrn. Pfarrer Cuttat zu Pruntrut, nach dem Wil-
len des Regierungsvathes,. seiner Stelle als Provikar end-

setzt haben.

Der Waldstätter-Bote No, 95 enthält unter dem
Artikel: „St. Gallen, den 24. Wintermonat" Folgen-
des: „Man kann sich unmöglich eines überaus peinlichen
und betrübenden Gefühles erwehren, wenn man über die
Beschlüsis des katholischen Gr. Raths vom 28. Winterm.
und 19. Winterm. nachdenkt. Man fängt hier an, sich

zu fragen: wo will uns denn der katholische Gr. Rath
hinführen? Am Ende der Bahn, die unsere Herren be-

treten haben, findet sich ein Schisma (d. ist eine Tren-
nung von der Kirche)!

„Man hat alle Maßnahmen getroffen, dnmit das katyo-
lische Volk durch die drohende Gefahr nicht in Schrecken,
gefetzt werde; man hat ihm die Augen verbunden, damit
es dieselbe nicht sehe. Zn dieser Absicht hat man an den
Klerus des Kantons unterm 18. letzten Monats ein Zir-
kular erlassen, das allen Geistlichen verbietet, dem Volke
irgend einen Beschluß, ein Kreisschreiben, oder was im-
mer für einen Akt bekannt zu machen, welcher von der
Regierung das Plazct (d. ist Sie Genehmigung) nicht er-
halten hat. — Nun weiß man allzu wohl, daß die Regie-

rung ihr Plazet niemals solchen Sachen ertheilen wird,
welche über die wahre Beschaffenheit der Beschlüne des ka-

tholischen Er. Raths Licht verbreiten und ihre verderblichen
Folgen aufdecken könnten."

„Es scheint, man wolle die Sache noch weiter treiben.
Es ist ganz gewiß, daß den >12. und 13. d. beim eatholi-
sehen Administrationsrath vom Nuntius Seiner Heiligkeit
eine Note angekommen ist, welche eine mit Gründen un-
terstützte und sehr ernste Protestation enthält. Man durfte
erwarten, daß der katholische Administrationsrath dieselbe

zur Kenntniß Kes katholischen Gr. Rath bringen würde;
doch das geschah keineswegs; so îviel wir wissen, wurde
weder von dem Vorhandenfein, noch von dem Inhalte die-
ser Note auch nur ein Wort gesagt.

Wir überlassen er Andern, ein solches Verfahren zu
erklären und zu beurtheilen.

Für die um 50 Franken bestraften Gebr. Räbcr find eingegangen:
s) Von einem Freunde „freier Willens Aeußerung"- 4 Fr.
b) Von einem Freunde gleicher Rechte für Jedermann t Fr.
c) Von keinem „b rü l l e n d e n F u d e n " s Fr. 50 Rp.

Druck und Verlag von Gebrwdern Râber.


	

